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VORWORT 

Die Idee zu der vorliegenden Arbeit entstand im Zusam-
menhang mit dem Forschungsprojekt "Kündigungspraxis und 
Kündigungsschutz in der Bundesrepublik Deutschland" (in-
zwischen in der Reihe "Forschungsbericht" des Bundesmini-
sters für Arbeit und Sozialordnung publiziert), das die 
Sozialwissenschaftliche Forschungsgruppe am Max-Planck-
Institut in Hamburg durchgeführt hat. 

Eine parallel zu diesem rechtssoziologischen Projekt 
laufende rechtsvergleichende Untersuchung des Kündigungs-
schutzes in England erschien schon deswegen sinnvoll, weil 
gleichzeitig mit den Forschungen in Deutschland auch in 
England, an der "Industrial Relations Research Unit" der 
Universität Warwick, der Kündigungsschutz rechtssoziolo-
gisch aufgearbeitet wurde. Auf diese Weise konnten sozial-
wissenschaftliche Daten aus beiden Rechtsordnungen bei der 
Rechtsvergleichung bereits berücksichtigt werden. Die 
rechtsvergleichende Analyse soll ihrerseits wiederum als 
Grundlage für weitere vergleichende soziologische Untersu-
chungen dienen. 

Weil Umfang und Zuschnitt der Arbeit über eine Zeit-
schriftenveröffentlichung hinausgehen, bot sich die Reihe 
"Studien zum ausländischen und internationalen Privatrecht" 
für eine Publikation an. Den Herausgebern dieser Reihe 
möchte ich für die Aufnahme danken. 

Für wissenschaftlichen Beistand bei der Anfertigung 
der Arbeit möchte ich Herrn Dr. Dieter Martiny danken. 
Für Anregungen und Kritik danke ich ferner den Autoren von 
Kündigungspraxis und Kündigungsschutz in der Bundesrepublik 
Deutschland" (Josef Falke, Armin Höland, Barbara Rhode, 
Gariele Zimmermann) sowie Herrn Prof. Volkmar Gessner und 
Herrn Dr. Klaus Ziegert. Herr Prof. B.A. Hepple/Universität 
Kent und Mrs. Linda Dickens/Universität Warwick haben 
durch Gespräche und Vermittlung von Interviewpartnern 
Hilfe geleistet. Antje Meier hat schließlich dafür gesorgt, 
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daß alle Ideen und Erkenntnisse rechtzeitig in eine druck-
fertige Fassung gebracht worden sind. Auch ihr sei an dieser 
Stelle für ihre Mitarbeit herzlich gedankt. 

Hamburg/Athen, im September 1981 

Annegret Döse-Digenopoulos 
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EINLEITUNG 

Der Schutz der Arbeitnehmer vor ungerechtfertigten Kün-
digungen ist ein Prinzip, das heutzutage in den industria-
lisierten Ländern in Gesetzen und Tarifverträgen niederge-

1 

legt ist . Internationale und supranationale Gremien haben 
sich mit dem Kündigungsschutz beschäftigt: Grundprinzipien 
und Mindestanforderungen sind in einer Empfehlung der Inter-2 national Labour Organisation (ILO) und - auf europäischer 
Ebene - in einer Richtlinie der Europäischen Gemeinschaft 

3 
(EG) über Massenentlassungen niedergelegt. Für den indivi-
duellen Kündigungsschutz in der EG wird an einer Initiative 
zur Vereinheitlichung des materiellen Kündigungsrechts ge-
arbeitet4 . 

Die bloße Existenz nationaler Normen und internationa-
ler Standards sagt allerdings noch nichts darüber aus, wie 
sie in die Praxis umgesetzt werden und dort wirken. Jeden-
falls sind Vollzugsdefizite zu beklagen. Auch in der Bun-
desrepublik Deutschland kommt die Diskussion um den Kündi-
gungsschutz in den letzten Jahren nicht zur Ruhe. Anhaltend 
hohe Arbeitslosenzahlen, die sich seit Jahren um die Milli-
onengrenze bewegen, sowie der Einbruch neuer arbeitsplatz-

1 Vgl. hierzu den Synthesebericht der EG in RdA 1972, 289 
sowie aus neuester Zeit die rechtsvergleichenden Uberblicke 
von Hepple, Some Comparative Reflections, Stüber und Yemin. 
Eine Ausnahme stellen die USA dar, wo es keinen gesetzli-
chen Kündigungsschutz gibt, sondern nur Beschäftigte mit 
besonderem gesetzlichem Status sowie tarifvertraglich ge-
schützte Beschäftigte, die Kündigungsschutz genießen; 
vgl. hierzu Stieber 229 f. 

2 ILO-Empfehlung 119 über die Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses auf Veranlassung des Arbeitgebers vom 26.6.1963; 
abgedruckt u.a. in: IAA, Bericht VIII (1). Vor der Annahme 
der Empfehlung wurden innerstaatliche Gesetzgebung und 
Praxis untersucht im Bericht VII (1) des IAA zur 46. Inter-
nationalen Arbeitskonferenz. 

3 Richtlinie Nr. 75/129/EWG vom 17.2.1975, ABl. EG 1975, 
L 48/29. 

4 Vgl. hierzu Stieber 231. 
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vernichtender Technologie und Organisation der Arbeit lie-
ßen eine neue Sensibilität für das Problem des Bestands-
schutzes des Arbeitsplatzes nicht nur in seiner rechtlichen, 
sondern auch in seiner wirtschaftlichen und sozialen Dimen-i sion entstehen . 

Das Auseinanderklaffen von "Anspruch und Wirklichkeit 
2 

des Kündigungsschutzrechts" - insbesondere die geringe 
Quote der tatsächlichen Weiterbeschäftigung gekündigter Ar-
beitnehmer als Resultat eines Kündigungsschutzprozesses -
führte von gewerkschaftlicher Seite zu rechtspolitischen Ak-
tivitäten und Forderungen nach Verbesserung des geltenden 
Rechts"*. Demgegenüber wurde von anderen Stimmen eine gesetz-
liche Erhöhung des Bestandsschutzes des Arbeitsverhältnisses 
vor allem mit dem Argument abgelehnt, sie würde zu einer Be-
einträchtigung erwünschter Mobilität der Arbeitskräfte füh-
ren4. Schließlich erhob sich die Frage nach Wirkungsweise 
und Effizienz kündigungsschutzrechtlicher Gesetze überhaupt. 
Neuerdings wurden "Kündigungspraxis und Kündigungsschutz in 
der Bundesrepublik Deutschland" zum Gegenstand einer im Auf-
trag des Bundesministeriums erstellten rechtstatsächlich-
empirischen Untersuchung der Sozialwissenschaftlichen For-
schungsgruppe am Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Privatrecht in Hamburg"*. 

Eine Vergleichung des Kündigungsschutzrechts der Bundes-
republik mit dem Kündigungsschutzrecht eines anderen europä-
ischen Landes erschien vor diesem Hintergrund nützlich. 

Aus der Fülle der hierzu existierenden Literatur siehe 
etwa Becker/Rommelspacher/Coen; Mayer, Kündigungsverfahren; 
Schwerdtner; Zöllner. 

2 Siehe hierzu Klees. 
3 
IGM, Kündigungsschutztagungen 1977 und 1978; vgl. ferner 
den DGB-Entwurf. 

4 In diesem Sinne etwa Reuter, Freie Wahl 345 ff.; Schellhaaß 
2191 ff.; ähnlich Zöllner 113 ff., der eher darauf abstellt, 
daß die Chancen der zur Zeit Arbeitslosen auf einen neuen 
Arbeitsplatz durch einen hohen Bestandsschutz geschmälert 
werden. 

5 Falke/Höland/Rhode/Zimmermann, Bonn 19 81, 2 Bde. 
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1 
Kriterien für die Wahl Englands als Vergleichsland waren 
einerseits eine in etwa vergleichbare Problemlage (die eben-
falls zu empirischen Untersuchungen geführt hat), anderer-
seits der Kontrast zu einem Land mit völlig anderer rechts-
geschichtlicher Entwicklung und mit einem unterschiedlichen 
Verhältnis der Arbeitspartien zum Recht. 

Die gemeinsame Problemlage läßt sich so skizzieren: Vor 
dem Hintergrund einer tiefgreifenden wirtschaftlichen Krise 
führt das Tätigwerden von Institutionen (insbesondere Ge-
richten) bei Kündigungen nur in Ausnahmefällen dazu, daß 
das Arbeitsverhältnis aufrechterhalten wird; allenfalls hat 
der gekündigte Arbeitnehmer die Chance, eine Entschädigung 
zu erhalten. Ob und wieweit kündigungsschutzrechtliche Nor-
men präventiv wirken, d.h. Kündigungen verhindern, ist unklar. 
In beiden Ländern ist der Kündigungsschutz Gegenstand star-
ker politischer Kontroversen; in England hat die konserva-
tive Regierung seit dem letzten Regierungswechsel bereits 
mehrere kündigungsschutzrechtliche Änderungen durchgesetzt. 
Allerdings sieht sich Großbritannien mit noch größeren wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten konfrontiert als die Bundesre-
publik. Offizielle britische Statistiken wiesen für August 
1980 eine Arbeitslosenquote von 8,3 % aus; zählt man zu den 
"offenen" Arbeitslosen von ca. 2 Millionen noch rund 
300.000 nicht registrierte Arbeitslose sowie 200.OOO durch 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gebundene Personen hinzu, er-2 gibt sich eine Arbeitslosenquote von mehr als 10 % . 

Die Untersuchung beschränkt sich auf England und das eng-
lische Recht; auf eventuell abweichende Regelungen in 
Schottland und Nordirland wird nicht eingegangen. (Vom 
englischen Parlament verabschiedete Gesetze gelten in 
Schottland und Nordirland nicht automatisch; sie bedürfen 
vielmehr der Transformation in nationale Rechtsnormen.) 

2 Angabe nach SüddZ vom 8.9.1980 (Britische Arbeitslosen-
quote schon über 10 Prozent). Laut "Spiegel" vom 31.8.1981 
S. 112 erreichte die Arbeitslosenzahl im August 1981 
nahezu die Drei-Millionen-Grenze, womit beinahe jeder 
achte erwerbsfähige Brite ohne Arbeit ist. - Für weitere 
Statistiken siehe OECD Observer 1981 (Jan.) 14 f. 
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Weitere Kennzeichen der wirtschaftlichen Krise sind eine 
Inflationsrate, die seit Jahren zweistellig ist^, sowie 
eine zunehmende Konzentration des Vermögens in wenigen Hän-

2 
den . In der Bundesrepublik bewegt sich die Arbeitslosen-
zahl bisher "nur" um die Millionen-, die Inflationsrate 

3 

um die 5%-Grenze . 
Ein Vergleich mit dem englischen Kündigungsschutzrecht 

kann durch das Sichtbarmachen abweichender gesetzlicher Re-
gelungsmodelle das Spektrum rechtspolitischer Lösungen für 4 
das eigene Land erweitern . Zum anderen kann die Darstellung 
der Regelungsmechanismen des Kündigungskonflikts in England 
auch weiterführender rechtssoziologischer Forschung den Zu-
gang zur fremden Rechtsordnung erleichtern^. Aufgabe derar-
tiger rechtssoziologischer Untersuchungen könnte der eigent-
liche Sozialvergleich zwischen beiden Ländern, die Integra-
tion sozialwissenschaftlicher Ergebnisse sein (die die Rechts-
vergleichung allein nicht leisten kann)® - etwa mit dem Ziel, 
fundierte allgemeine Aussagen über Funktion und Effektivität 
oder Nicht-Effektivität des Kündigungsschutzrechts in kapi-7 talistischen Ländern zu ermöglichen . In solcher Arbeitstei-
1 Im August 1975 hatte sie mit 26,9 % den Höchststand er-
reicht. - Angabe nach SüddZ vom 2 5.9.1980 (Dieter Classen, 
Flucht in Schwarzarbeit, Sachwerte und Großmutterbons). 

2 
Im Jahre 1976 hatte 1 % der Bevölkerung 25 % aller priva-
ten Vermögenswerte inne; das entsprechende Verhältnis in 
der Bundesrepublik betrug im Jahre 19 70 1 % zu 19 %. -
Angaben nach SüddZ vom 14 ./15 . 7 . 1979 (In England wurden 
die Reichen noch reicher). 

3 
Zur Arbeitslosenstatistik siehe die monatlich im Bundes-
arbeitsblatt veröffentlichte "Arbeits- und Sozialstati-
stj/k" ; zur Inflationsrate siehe SüddZ vom 1 4 . /1 5 . 7 . 1 9 79 . 

4 Zur Funktion der Rechtsvergleichung allgemein: Zweigert/ 
Kötz I §§ 1, 2; zur Funktion der Rechtsvergleichung im Ar-
beitsrecht: Däubler, Systemvergleich. 
Zu Notwendigkeit und Aufgaben vergleichender Rechtssozio-
logie Martiny, Rechtsvergleichung. 
Zu den Möglichkeiten vergleichender Rechtssoziologie 
Martiny, a.a.O. 82 ff. 

7 Auf diese Länder müßten sich Verallgemeinerungen wegen 
der Andersartigkeit der zugrundeliegenden gesellschaft-
lichen Systeme wohl beschränken. 
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lung könnte vielleicht auch ein Ansatz zur Verbesserung der 
Zusammenarbeit zwischen Rechtsvergleichung und Rechtssozio-
logie liegen, die von beiden Disziplinen oft gefordert wurde, 
aber bisher - wohl wegen der Asymmetrie der Fragestellungen -

1 
immer auf Schwierigkeiten stieß . 

In der vorliegenden Untersuchung wird nach einem Uber-
blick über die geschichtliche Entwicklung des englischen 
Kündigungsschutzrechts (Erster Teil) zunächst der Normenbe-
stand aufgearbeitet, den die englische Rechtsordnung zur 
Lösung des Kündigungskonflikts bereitstellt (Zweiter Teil). 
Anschließend werden die einzelnen Ebenen, auf denen der 
Kündigungskonflikt zutage tritt und geregelt wird - nämlich 
die Betriebsebene, die Schlichtungsebene und die Gerichts-
ebene - näher betrachtet (Dritter Teil). Auf der Betriebs-
ebene stellt dabei das britische Modell die Einflußnahme 
gewerkschaftlicher Vertrauensleute (shop stewards) auf das 
innerbetriebliche Geschehen - eingebettet in ein weitver-
zweigtes System innerbetrieblicher, vorwiegend informeller 
Normen - ein besonders interessantes Beispiel für ein vor-
rechtliches Konfliktregelungsmodell dar, das von der deut-
schen Betriebsrealität einigermaßen abweicht. 

^ Zum ganzen: Martiny, Rechtsvergleichung 67. 





ERSTER TEIL 
HISTORISCHE ENTWICKLUNG 

I. Anfänge des Kündigungsschutzes 

Die Entwicklung des Kündigungsschutzes in England 
unterscheidet sich grundlegend von der deutschen Entwick-
lung. Anders als in Deutschland hat der Kündigungsschutz 
dort relativ spät eine gesetzliche Regelung erfahren; die 
Gegenwehr der Beschäftigten gegen Kündigungen erfolgte 
traditionell durch die direkte gewerkschaftliche Aktion 
und nicht durch die individuelle Inanspruchnahme von Ge-
richten. Erst seit einigen Jahren macht man in England -
im Gegensatz zu Deutschland, das auf eine lange Tradition 
der Arbeitsgerichtsbarkeit zurückblickt^ - im Zusammenhang 
mit Konflikten, die bei Entlassungen entstehen, Erfahrungen 
mit der Anwendung staatlichen Rechts durch besondere ar-
beitsrechtliche Spruchkörper. 

Ein gesetzlicher Schutz des sozial schwächeren Arbeit-
nehmers vor ungerechtfertigten Kündigungen existierte in 
England im Gegensatz zu Deutschland, wo bereits mit dem 

2 
Betriebsrätegesetz von 1920 die Kündigungsfreiheit des Ar-
beitgebers gewissen inhaltlichen Beschränkungen unterwor-3 4 fen wurde , bis zum Jahre 1971 nur in schwachen Ansätzen. 
Vorher hatte der Gesetzgeber lediglich durch die Einführung 

^ Durch Arbeitsgerichtsgesetz von 1926 wurde erstmalig die 
Institution des Arbeitsgerichts eingeführt. 

2 RGBl. 1920, 147. 
^ Nach § 84 BRG konnten die Arbeitnehmer aus mehreren gesetz-
lich definierten Gründen gegen eine Kündigung Einspruch 
erheben. 

4 In diesem Jahr trat der Industrial Relations Act (c.62) 
in Kraft. 
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von Mindestkündigungsfristen im Contracts of Employment 
Act 1963 (c. 49) und die Verpflichtung des Arbeitgebers 
zu Entschädigungszahlungen bei wirtschaftlich motivierter 
Entlassung im Redudancy Payments Act 1965 (c. 72) punk-
tuelle Beschränkungen unternehmerischer Kündigungsfreiheit 
vorgenommen. 

Das Common Law, das seit etwa dem letzten Viertel des 
19. Jahrhunderts Arbeitnehmer und Arbeitgeber als prinzi-
piell gleiche Parteien des Arbeitsvertrages betrachtet^, 
ignoriert das ökonomische und soziale Machtgefälle zwischen 

2 
den Parteien und gibt dementsprechend jeder Partei das 
Recht, den Arbeitsvertrag unter Einhaltung einer "angemes-
senen" Frist zu kündigen. Bis etwa zur Mitte des 19. Jahr-
hunderts ging das Common Law davon aus, Arbeitsverträge 
seien generell auf ein Jahr befristet, so daß das Arbeits-
verhältnis mit Auslaufen der Jahresfrist in der Regel ein 
Ende f and"̂ . 

Das späte Eingreifen des englischen Gesetzgebers in den 
kündigungsschutzrechtlichen Bereich erklärt sich aus der 
besonderen Tradition der Beziehungen zwischen Arbeitgebern 
und abhängig Beschäftigten bzw. ihrer Verbände (industrial 
relations), die durch das Prinzip des freien kollektiven 
Verhandlungswesens gekennzeichnet sind und sich bis in die 
jüngste Zeit weitgehend unabhängig von staatlichen Eingrif-
fen, sowohl gesetzgeberischer als auch richterlicher Art, 4 
entwickeln konnten . Soweit gesetzliche Regelungen die 
kollektiven Arbeitsbeziehungen tangieren, waren sie immer 
eher "negative gesetzliche Schutzbestimmungen", die den 
Parteien Freiheit zur "industrial action" einräumten, als 
"positiv formulierte Rechte"^. 
1 Bis zum Jahre 1875 war der Bruch des Arbeitsvertrages für 
den Arbeitnehmer eine strafbare Handlung. Siehe hierzu 
Hepple, Int.Enc.Lab.L.Industr.Rel., Rdz. 247. 

2 Kahn-Freund 22 f.; Rideout 85 f. 
3 Siehe hierzu Hepple,Int.Enc.Lab.L.Industr.Rel., Rdz. 248. 
4 Grundlegend hierzu Kahn-Freund 38-48 und 62-69; ferner 
Wedderburn, New Structure 435 f.; Degen, Shop Stewards 
308-312; Müller-Guercke 56-63. 

5 So Degen, a.a.O. 311. 
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Eine wichtige Rolle im Rahmen der industriellen Be-
ziehungen spielt die starke Verankerung der englischen 
Arbeitnehmer in den Gewerkschaften (trade unions), die 
durch Closed-Shop-Vereinbarungen zwischen Gewerkschaften 
und Arbeitgebern sowie durch die Existenz und das Funktio-
nieren des betrieblichen Vertrauensleutesystems abgesichert 

2 wird . Ob allerdings das Prinzip der "Enthaltsamkeit des 3 
Gesetzgebers" , das früher von Kahn-Freund als "heraus-4 
ragender Wert des britischen Rechts" bezeichnet worden ist, 
heute noch unbeschränkte Gültigkeit hat, ist angesichts 
gegenwärtiger Tendenzen zur Verrechtlichung der industri-
ellen Beziehungen zweifelhaft^. 

Entsprechend der Tradition der englischen Gewerkschaften, 
deren Denk- und Aktionsmuster stets von Mißtrauen gegenüber 
Gesetzen und Gerichten geprägt waren - Reifner/Gorges haben 
dies in anderem Zusammenhang treffend als "Interessen-

Folgende Grundtypen des closed shop sind zu unterscheiden: 
pre-entry-closed shop: Unternehmer und Gewerkschaften sind 
sich einig, daß neu einzustellende Arbeitnehmer vor Be-
triebseintritt der Gewerkschaft beizutreten haben; 
post-entry-closed shop: Übereinkunft über den Beitritt 
nach Betriebseintritt; labour-supply-closed shop: Ein-
tritt der Gesamtbelegschaft in die Gewerkschaft, nachdem 
eine entsprechende Erstübereinkunft getroffen wurde; 
labour-pool shop: Ubereinkunft zwischen Unternehmer und 
Gewerkschaft, welche Arbeitnehmer im Betrieb eingestellt 
werden; promotion-veto shop: Der Aufstieg in besser be-
zahlte Positionen wird von der Gewerkschaftszugehörigkeit 
abhängig gemacht. - Angaben nach Kukat 688. 

2 Siehe zum ganzen Komplex unten Dritter Teil, I 1. 
3 "Abstention"- oder "Non-Intervention"-Theory of the Law -
vgl. hierzu Wedderburn, New Structure 438; zum wirtschaft-
lichen Regelungsgrad des Rechts bei kollektiven und bei 
individuellen Arbeitsbeziehungen ders., a.a.O. 440. 

4 So noch in der 1. Auflage (1972) von "Labour and the Law" 
S. 270; vgl. demgegenüber die 2. Auflage (Arbeit und 
Recht 1977, 293), wo auf die Ausdehnung des rechtlichen 
Wirkungskreises hingewiesen wird. 

^ Siehe hierzu unten III. 
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durchsetzung durch Rechtsvermeidung" gekennzeichnet^ -, 
wurden Entlassungen von britischen Arbeitnehmern in der 
Regel mit kollektiven Abwehrmaßen bekämpft. Insbesondere 
Streiks, darunter vielfach nicht von der Gewerkschaftsfüh-
rung gebilligte, prägten bis in die siebziger Jahre die 

2 
industriellen Beziehungen . Auch durch Kollektivvereinba-
rungen waren vor der Errichtung kündigungsbeschränkender 
Gesetze verschiedene Einschränkungen unternehmerischer Kün-3 

digungsfreiheit durchgesetzt worden . Einige verlangten 
das Einhalten von Mindestkündigungsfristen; andere sahen 
für den Fall von Entlassungen aus betrieblichen Erforder-
nissen wie Absatzschwankungen, Betriebsstillegungen etc. 
entweder das Eingreifen entlassungsvermeidender Alterna-
tiven (Einschränkung von Überstunden, Versetzungen inner-
halb des Unternehmens) oder die Zahlung von Abfindungen an 
ausscheidende Arbeitnehmer vor. 

Im Gegensatz dazu orientiert sich die deutsche Arbeiter-
bewegung seit langem an der rechtlichen Form der Interes-
sendurchsetzung: Gewerkschaftliche Forderungen münden meist 
in Rechtsforderungen ein; der Konflikterledigung durch ge-4 
richtsförmiges Verfahren wird der Vorzug vor Aktionen ge-
geben. Nach einer kurzen Periode der Ablehnung des bürger-
lichen Rechts durch die Arbeiterbewegung in der Anfangs-
periode ihrer Existenz begannen die Gewerkschaften nach 
1918, die fortschreitende Verrechtlichung der Arbeitsbe-
ziehungen zu akzeptieren und zu unterstützen . 

1 Reifner/Gorges 249. 
2 Siehe hierzu Anderman, Unfair Dismissal 3; ferner 
Meinhardt 74. 

3 Näheres bei Hepple, Int.Enc.Lab.L.Industr.Rel., Rdz.249 f. 
4 Däubler, Arbeitsrecht II 497 f.; vgl. auch Erd 16 ff. 
5 Vgl. Däubler, a.a.O.; ferner Reifner/Gorges 240 ff-, 
die diese Phase an der Entwicklung der Arbeiter-
sekretariate verdeutlichen. 
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STUDIEN ZUM AUSLÄNDISCHEN UND INTERNATIONALEN PRIVATRECHT 

Herausgegeben vom Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Privatrecht 

5 
Walther Gottwald 
Streitbeilegung ohne Urteil 

Vermittelnde Konfliktregelung alltäglicher Streitigkeiten in den Ver-
einigten Staaten aus rechtsvergleichender Sicht. 1981. XIII, 302 Sei-
ten. Kartoniert. 

Der Verfasser beschreibt charakteristische Formen nichtrichterlicher 
Vermittlung zur Regelung alltäglicher Streitigkeiten in den USA. Er 
untersucht das Potential dieser Verfahren im Hinblick auf 
- kausale und präventive Konfliktregelung 
- Konfliktregelung nach den subjektiven Gerechtigkeitsvorstellungen 

der Streitbeteiligten 
- erhöhte Zugänglichkeit zum Recht 
- Entlastung des Justizsystems. 
Der Realitätsgehalt dieser Erwartungen wird diskutiert. Der Verfasser 
zeigt Impulse für den rechtskulturellen Zusammenhang der Bundesrepu-
blik auf und fragt nach ihren Realisierungschancen. 

4 
Deutsches und sowjetisches Wirtschaftsrecht 

Rechtliche Aspekte der internen und bilateralen Wirtschaftsbeziehun-
gen: Sowjetunion und Bundesrepublik Deutschland. Erstes deutsch-
sowjetisches Juristen-Symposium veranstaltet vom Max-Planck-Institut 
für ausländisches und internationales Privatrecht und vom Institut 
für Staat und Recht der Akademie der Wissenschaften der UdSSR. Moskau, 
1.-5. Oktober 1979. Vorträge und Materialien. Im Institut herausge-
geben von Jan Peter Waehler. 1981. VI, 259 Seiten. Kartoniert. 

Das wichtigste Ergebnis dieses Symposiums dürfte darin bestehen, daß 
persönliche Kontakte zwischen Wissenschaften aus der UdSSR und der 
Bundesrepublik Deutschland geknüpft wurden. Die Referate enthalten 
eine Fülle von Informationen und praktischen Anregungen der Verbes-
serung der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Ländern. Es 
ist zu hoffen, daß die begonnene Kooperation eine Fortsetzung 
f indet. 

Klaus-Peter Güttier, Staatsameiger für das Land Hessen, 1981, Nr. 45 

3 

Axel Weishaupt 
Die vermögensrechtlichen Beziehungen der Ehegatten im brasilianischen 
Sach- und Kollisionsrecht 
Rechtliche und praktische Probleme. 1981. XXV, 270 Seiten. Kartoniert 

Das Buch ist für den deutschen Sprachraum die erste umfassende Dar-
stellung der brasilianischen Rechtswirklichkeit im materiellen und 
kollisionsrechtlichen Ehe- und Güterrecht. Besonders berücksichtigt 
sind Fragen der Praxis. 



2 
Reform des deutschen internationalen Privatrechts 
Kolloquium im Institut vom 19.-21. Juni 1980.Vorgelegt von Peter 
Dopffel, Ulrich Drobnig, Kurt Siehr. 1980. 182 Seiten. Kartoniert 
Hinter dem für den Laien wie für den nicht näher mit dieser Materie 
bekannten Juristen sicherlich abschreckenden Teil verbirgt sich ein 
höchst nützliches Buch, dem eine weitere Verbreitung auch über den 
kleinen Kreis der Spezialisten für internationales Privatrecht hinaus 
zu wünschen ist. ...Eine synoptische Übersicht über die verschiedenen 
Reformvorschläge sowie ein ausführliches Sachverzeichnis runden das 
ausgezeichnete Werk ab, das als Materialsammlung für die zukünftigen 
Überlegungen zur Reform des deutschen internationalen Privatrechts 
eine große Hilfe sein kann. 
Wolfgang Hannappel, Staatsanzeiger für das Land Hessen, 1981, Nr. 23 

1 
Herbert Kronke 
Rechtstatsachen, kollisionsrechtliche Methodenentfaltung und Arbeit-
nehmerschutz im internationalen Arbeitsrecht 
Eine vergleichende Betrachtung unter besonderer Berücksichtigung des 
deutschen, italienischen und niederländischen Rechts. 1980. XIX, 
275 Seiten. Kartoniert 
Der Autor analysiert, ausgehend von erstmalig erhobenen tatsächli-
chen Daten, rechtsvergleichend den derzeitigen Stand des internatio-
nalen Arbeitsrechts. Besonderes Gewicht wird auf die Ausfüllung bis-
her entstandener Arbeitnehmerschutz-Lücken gelegt. 

J.C.B.Mohr (Paul Siebeck) Tübingen 
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